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2. Vernichtung liegt vor, wenn der Er­
klärungsinhalt oder der Aussteller nicht 
mehr erkennbar sind. Eine Vernichtung der 
stofflichen Substanz als Träger der Erklä­
rung ist möglich, aber nicht erforderlich. 
Beschädigung liegt vor, wenn der Inhalt 
der Erklärung nicht mehr vollständig er­
faßt oder wenn der Aussteller nicht mehr 
zuverlässig identifiziert werden kann. Zu­
rückhalten ist gegeben, wenn die Urkunde 
in Widerspruch mit bestehenden Rechts­
pflichten vorübergehend dem Rechtsver­
kehr entzogen wird. Beiseiteschaffen liegt

vor, wenn der unberechtigte Entzug aus 
dem Rechtsverkehr endgültig erfolgt.

3. Strafrechtliche Verantwortlichkeit 
setzt Vorsatz voraus. Der Täter muß mit 
der Zielstellung handeln, durch sein Ver­
halten im Rechtsverkehr zu täuschen. Er 
muß danach auch über die Verwendungs­
möglichkeit der Urkunde unterrichtet ge­
wesen sein. Die irrige Annahme des Täters, 
es handle sich um eine unechte Urkunde, 
schließt den Vorsatz nicht aus.

§ 242
Falschbeurkundung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine Urkunde eines Staats- oder Wirtschafts­
organs, einer gesellschaftlichen Institution, eines Notars oder einer gesellschaftlichen 
Organisation (öffentliche Urkunde) zum Beweis rechtserheblicher Tatsachen inhalt­
lich falsch herstellt, diese Herstellung bewirkt oder von einer solchen Urkunde mit 
falschem Inhalt Gebrauch macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

1. Gegenstand der Straftat ist eine 
öffentliche Urkunde. Sie ist eine Erklärung, 
die allgemeine Beweiskraft besitzt, öffent­
liche Urkunden, die von den im Gesetz ge­
nannten Stellen angefertigt werden, sind 
bestimmt, rechtserhebliche Tatsachen zu be­
weisen. öffentliche Urkunden sind u. a. der 
Personalausweis, die Dienstausweise der 
Staats- und Wirtschaftsorgane, Diplome 
einer Hochschule oder einer Universität, 
Sparkassenbücher, Mitgliedsbücher gesell- 
licher Organisationen' sowie der Ausweis 
für Arbeit und Sozialversicherung, Be­
urkundungen im Personenstandswesen. 2

2. Inhaltlich falsches Herstellen der öf­
fentlichen Urkunde liegt vor, wenn sich 
die besondere Beweiskraft dieser Urkunde 
auf diesen Erklärungsinhalt bezieht. Bei­
spielsweise bewirkt ein Zeuge, der eine fal­
sche Aussage macht, keine inhaltlich fal­
sche Herstellung des Gerichtsprotokolls, 
weil die Beweiskraft des Protokolls der 
Hauptverhandlung sich nicht auf den Inhalt

der Aussage bezieht. Strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit ist aber gegeben, wenn er 
falsche Angaben zur Person macht (vgl. 
§ 33 Abs. 1, § 253 StPO).
Das Bewirken der inhaltlich falschen Her­
stellung einer öffentlichen Urkunde ist eine 
spezielle Form der mittelbaren Täterschaft. 
Dabei handelt der für die Herstellung der 
Urkunde zuständige Bearbeiter im guten 
Glauben, weshalb Anstiftung nicht vor­
liegt. Eine wesentliche Besonderheit dieser 
Begehungsweise besteht darin, daß der Tä­
ter, der die inhaltlich falsche Herstellung 
der öffentlichen Urkunde bewirkt, eine sol­
che Urkunde im Rahmen seiner Verant­
wortung und Pflichten selbst nicht ausfer­
tigen könnte.
Auch das Gebrauchmachen von solchen 
öffentlichen Urkunden erfüllt den Tatbe­
stand.

3. Strafrechtliche Verantwortlichkeit we­
gen inhaltlich falscher Herstellung setzt
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